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Expertengruppe Schweizer Tiefenlager 

Im Juni 2006 hat das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) die deutsche 
„Expertengruppe Schweizer-Tiefenlager“ (ESchT) einberufen. Die Expertengruppe soll Fragen des BMU 
und der deutschen Begleitkommission Schweiz (BeKo-Schweiz) zum Sachplan „Geologische Tiefenlager“ 
der Schweiz beantworten sowie das Standortauswahlverfahren fachlich begleiten. 
 
Die Aufstellung des Sachplans erfolgt unter Einbeziehung der Nachbarstaaten der Schweiz. Aus vorheri-
gen Studien der Schweizer Nationalen Genossenschaft für die Lagerung radioaktiver Abfälle (Nagra) ha-
ben sich potenzielle Endlagergebiete nahe der Grenze zu Deutschland im Zürcher-Weinland mit dem dort 
vorkommenden Opalinuston abgezeichnet. Vor diesem Hintergrund rief das BMU im September 2005 die 
BeKo-Schweiz ins Leben. Die Beko-Schweiz bietet den betroffenen Gebietskörperschaften und interess-
ierten Verbänden eine Plattform zur gegenseitigen Information und zur Abstimmung über die ver-
schiedenen Interessenlagen auf deutscher Seite. Auf Anfrage der BeKo-Schweiz hat das BMU die Ein-
richtung einer Expertengruppe zur Beantwortung fachlicher Fragen zum Sachplan „Geologische Tiefenla-
ger“ veranlasst. 
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Pressemitteilung zum Konzeptteil „Sachplan Geologische Tiefenlager“ vom 
02.04.2008 

 

Die Expertengruppe Schweizer Tiefenlager (ESchT) begrüßt die durch den Schweizer Bun-

desrat am 2.4.2008 verabschiedete Fassung des Konzeptteils „Sachplan Geologische Tie-

fenlager“. Damit verbunden ist der Beginn des Standortsuchverfahrens für die Endlagerung 

radioaktiver Abfälle in der Schweiz. Seit 2006 haben die Experten der ESchT die Erarbeitung 

des Konzeptteils „Sachplan Geologische Tiefenlager“ fachlich begleitet und zuletzt am 

20.03.2007 detailliert Stellung genommen.  

Nach einer ersten Analyse des Sachplans kommen die Experten zusammenfassend zu dem 

Ergebnis, dass die Empfehlungen der ESchT in wesentlichen Teilen in den Konzeptteil auf-

genommen worden sind und dieser im internationalen Vergleich als „state of the art“ be-

zeichnet werden kann. „Besonders hervorzuheben ist, dass die Möglichkeiten der Beteili-

gung betroffener Regionen bereits in einem frühen Stadium geschaffen werden“, betont der 

Leiter der Expertengruppe, Dr. Ulrich Kleemann vom deutschen Bundesamt für Strahlen-

schutz. 

Ob deutsche Gebietskörperschaften betroffen sind und wieweit sie tatsächlich in den Pro-

zess der Partizipation einbezogen werden, kann jedoch erst nach der von der Schweizer 

Seite für August 2008 vorgesehenen Bekanntmachung der vorgeschlagenen Standortgebie-

te geklärt werden. Dabei ist die Zugehörigkeit zur Standortregion entscheidend. Kleemann: 

„Die ESchT wird diese Zuordnung und die Umsetzung der Regelungen zur Partizipation 

aufmerksam begleiten und im Fall der Betroffenheit den deutschen Prozessbeteiligten für 

das Sachplanverfahren mit Expertise zur Verfügung stehen“. 
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Hintergrund 

Erstbewertung 

In der verabschiedeten Fassung des Sachplans wurden die am Sachplanverfahren beteilig-

ten und in den so genannten Pflichtenheften benannten Akteure ergänzt und mit ihren jewei-

ligen Zuständigkeiten und Funktionen gegenüber der Entwurfsfassung weiter präzisiert. Fol-

gende Änderungen werden dabei von der ESchT als positiv erachtet: 

• Der Ausschuss der Kantone, der die Begleitgruppe ersetzt wird bereits in Etappe 1 

eingesetzt. Damit ist es der deutschen Seite im Fall der Betroffenheit prinzipiell mög-

lich, in den entsprechenden Gremien alle wesentlichen Verfahrensschritte von An-

fang an zu begleiten. 

• Das neue Gremium Kantonale Expertengruppe Sicherheit dient der Unterstützung 

der Kantone und damit auch dem Ausschuss der Kantone bei der Begutachtung der 

sicherheitstechnischen Unterlagen. Damit wird den politischen Akteuren neben den 

fachlichen Informationen durch die Entsorgungspflichtigen weitere Expertise für ihre 

Entscheidungen zur Verfügung gestellt.  

• Das ebenfalls neu einzurichtende Technische Forum Sicherheit dient den Betroffenen 

und Stakeholdern bei der Klärung von technischen Fragen zum Sachplanverfahren.  

• Die ESchT regte in ihrer Stellungnahme vom 20.3.2007 an, dass die begleitenden 

Schweizer Behörden in der Lage sein müssen, mittels Ausstattung und Expertise 

fachlich auf gleicher Augenhöhe mit der Nagra zu agieren. Das Pflichtenheft der Ent-

sorgungspflichtigen wurde nunmehr in der Art erweitert, dass z.B. die Kosten zur Un-

terstützung der regionalen Partizipation, aber auch Studien und Personalressourcen 

beim Schweizer Bund finanziert werden. Zudem wird die Hauptabteilung für die Si-

cherheit der Kernanlagen (HSK) zukünftig durch swisstopo (dem Bundesamt für Lan-

destopografie) geowissenschaftlich unterstützt. Damit wurde der ESchT-Empfehlung 

gefolgt.  

Als positives Merkmal für ein ergebnisoffenes Suchverfahren wird auch die Tatsache erach-

tet, dass die Aufsichtsbehörde (HSK) durch Überführung in das Eidgenössische Nuklear-

Sicherheitsinspektorat (ENSI) rechtlich verselbstständigt wird. Somit wird die formelle Tren-

nung der Aufsichtsbehörde von anderen Stellen, die sich mit der Nutzung der Kernenergie 

auseinandersetzen, vollzogen. Das ENSI wird funktionell, institutionell und finanziell unab-

hängig sein. 
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Der Ablauf des Standortauswahlverfahrens wurde geringfügig geändert. Die Quantifizierung 

der sicherheitstechnischen Kriterien wird nach wie vor erst innerhalb der Etappe 1 im Schritt 

2 durch die Entsorgungspflichtigen vorgenommen, was aus Sicht der ESchT zwar nachvoll-

ziehbar ist, jedoch hohe Anforderungen an den Beteiligungsprozess stellt. Als positive Neue-

rung wertet die ESchT, dass als erster Schritt in Etappe 1 die Zuteilung der Abfälle durch die 

Entsorgungspflichtigen auf die geologischen Tiefenlager vorzunehmen ist. Damit müssen 

bereits zu Verfahrensbeginn die Abfallmenge festlegt und das Abfallinventar und seine Ei-

genschaften explizit beschrieben werden. Ebenfalls erwähnenswert sind die Präzisierungen 

und Erweiterungen zur Anwendung der sicherheitstechnischen Kriterien und zur verglei-

chenden Bewertung von Standorten in den Etappen 2 und 3. Das beschriebene Verfahren 

folgt dem Grundsatz, dass sicherheitstechnische Belange bei der Standortauswahl vorrangig 

sind.  

Die ESchT begrüßt, dass einer regionalen Entwicklungsstrategie der Standortregion eine 

hohe Bedeutung beigemessen wird und dass die Standortregion Maßnahmen und Projekte 

zu ihrer Umsetzung vorschlagen kann. Ebenso werden  Änderungen und Präzisierungen 

hinsichtlich Kompensationsmaßnahmen bzw. Abgeltungen als positiv empfunden. Wenn-

gleich im Sachplan darauf hingewiesen wird, dass es für Abgeltungen keine Rechtsgrundla-

ge gibt, wird dennoch auf die gängige Praxis im In- und Ausland verwiesen. Dies wird von 

der ESchT als Signal gewertet, dass zwar kein Präjudiz für andere Planungsverfahren inner-

halb der Schweiz geschaffen werden soll, die Zahlung von Entschädigungen dennoch vorge-

sehen ist. Die Kompensationsmaßnahmen bzw. Abgeltungen werden schließlich in Etappe 3 

von den Entsorgungspflichtigen mit den Standortregionen, die im Fall der Betroffenheit auch 

deutsche Gebietskörperschaften einschließen können, ausgehandelt.  

Die Beschreibung der Beteiligungsmöglichkeiten der Nachbarstaaten wurde um die Benen-

nung der zugrunde liegenden Erlasse und Abkommen ergänzt. Dieses stellt zwar kein Ent-

gegenkommen hinsichtlich der deutschen Empfehlung nach stärkerer Beteiligung und klarer 

Vorfestlegung auf Instrumente des Konfliktmanagements dar. Doch wird die rechtliche 

Grundlage, wie sie durch die ESchT in ihrer Stellungnahme ausgearbeitet wurde, explizit 

bestätigt, so dass man hier ggf. auf Basis eines gemeinsamen Verständnisses über die 

Rechte und Pflichten weiter beraten kann.  

 

Weiterer Handlungsbedarf 

Die ESchT ist sich bewusst und akzeptiert, dass in dem Konzeptteil nicht alle Vorschläge 

ihrer Stellungnahme aufgenommen werden konnten. So sieht sie es im weiteren Verfahren 
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als ihre Aufgabe an, den Verfahrensfortschritt hinsichtlich der Fairness, Ergebnisoffenheit 

und Transparenz aufmerksam zu begleiten. Dieses betrifft insbesondere:  

• den geologischen Kenntnisstand, der einen Vergleich der Standortgebiete aus si-

cherheitstechnischer Sicht ermöglichen muss,  

• die Nachvollziehbarkeit von Entscheidungen im Verfahren, das ohne Vorfestlegungen 

zur Auswahl bzw. zum Ausscheiden potenzieller Standortgebiete führen soll und  

• eines von der Schweiz nicht grundsätzlich verworfenen internationalen Peer Reviews, 

das die Ergebnisse des Verfahrens bezüglich der Festlegung der sicherheitstechni-

schen Kriterien sowie der Festlegung der Standortregionen bewerten kann.  

Ob deutsche Gebietskörperschaften betroffen sind und wieweit sie in den Prozess der Parti-

zipation einbezogen werden, kann erst nach der von der Schweizer Seite für August 2008 

vorgesehenen Bekanntmachung der vorgeschlagenen Standortgebiete geklärt werden sowie 

des in Aussicht stehenden Partizipationskonzepts beurteilt werden. Dabei ist die Zugehörig-

keit zur Standortregion entscheidend.  
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